
Präsidentin Pommer:

Frau Abgeordnete König-Preuss, Sie haben das Wort, 50 Sekunden.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Ich muss da explizit widersprechen. Wenn Sie sich den Bericht, den Herr Walk gerade hier vorgetragen hat,
noch einmal anhören oder auch durchlesen – dort steht zu Nazis drin: Sie haben Immobilien, sie machen
Liederabende, dann treffen sie sich und dann gibt es Knockout, Combat 18 und noch so ein paar andere
Gruppen, ach – und eine neue Partei. Der wurde übrigens eine Immobilie genommen. Wenn Sie sich an-
schauen, was zu links drinsteht, dann wird über Gewaltstraftaten links berichtet, da wird über Brandanschlä-
ge berichtet, zu denen noch überhaupt keine entsprechenden Beweise, Belege und Ähnliches mehr vorhan-
den sind.

Was nicht berichtet wird, in diesem 30-seitigen Bericht der kontrollierenden Organisation: Es gibt kein Wort
zum Herrenberg und dem Übergriff auf drei Menschen – drei geflüchtete Menschen –, die hätten tot sein
können. Es gibt kein Wort zur Staatskanzlei und dem Übergriff auf ca. 15 Jugendliche und junge Erwachse-
ne. Es gibt kein Wort zu dem Übergriff auf Geflüchtete in der Straßenbahn, es gibt kein Wort zu zweieinhalb-
tausend Straftaten rechts, die in dem Berichtszeitraum, um den es hier geht, hätten erwähnt, kritisiert, darge-
stellt und eingeordnet werden müssen. Das haben Sie nicht gemacht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Pommer:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Das – sehe ich – ist nicht der Fall. Dann schließe ich diesen Tagesord-
nungspunkt und ich rufe auf Tagesordnungspunkt 7 a) und b)

a) Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Corona-Pandemie-
Hilfefondsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/6298 - 
ERSTE BERATUNG, ggfs. ZWEITE BE-
RATUNG
b) Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Corona-Pandemie-
Hilfefondsgesetz
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/6353 - 
ERSTE BERATUNG

Das Wort zur Begründung wird gewünscht: Für die Fraktion Die Linke, Herr Abgeordneter Hande.
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Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann und möchte das an der
Stelle relativ kurz halten. Wie Sie wissen, haben wir seit geraumer Zeit ein Corona-Sondervermögen hier in
Thüringen. Mit diesem Corona-Sondervermögen haben wir ein sehr probates Mittel der schnellen und direk-
ten Hilfe für Menschen, Unternehmen, Institutionen in Thüringen, mit dem wir meiner Meinung nach in den
vergangenen Monaten, eigentlich schon Jahren, sehr gute Erfahrungen gemacht haben. Ich erinnere daran,
den Wirtschaftsplan zu dem Sondervermögen – der wird im HuFA beraten, er wird mit der Landesregierung
gemeinsam beraten und dann im Konsens mit Mehrheit im Haushalts- und Finanzausschuss jedes Mal an-
gepasst, ist damit sehr flexibel, und eine entsprechende parlamentarische Kontrolle besteht.

Dieses Sondervermögen möchten wir jetzt mit dem vorliegenden Gesetzentwurf erweitern und damit – ges-
tern haben wir das in zahlreichen Aktuellen Stunden sehr intensiv debattiert – auch dazu nutzen, die aktuel-
len Folgen des Krieges und der Energiekrise für die Menschen in Thüringen entsprechend in einer gewissen
Form und dem gegebenen Rahmen abzufedern. Das bisherige Corona-Sondervermögen soll dieses Jahr
auslaufen, die verbleibenden Mittel, die keine Verwendung fanden, entsprechend in den Kernhaushalt über-
führt werden. Wir wollen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf das Sondervermögen in seiner Zweckbestim-
mung – wie gesagt – auch gegen die Folgen der Energiekrise verwenden, zusätzlich zu den Folgen der Co-
rona-Pandemie, und die Laufzeit auf das Jahr 2023, also um ein Jahr, erweitern. Ich freue mich jetzt auf die
Diskussion dazu und werde in meinem Redebeitrag dann noch weiter dazu ausführen. Danke sehr!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Pommer:

Wünscht die CDU-Fraktion das Wort zur Begründung? Das ist nicht der Fall. Wir waren bei der Feststellung
der Tagesordnung übereingekommen, zu dem Gesetzentwurf zu Tagesordnungspunkt 7 a die Erste und die
Zweite Beratung durchzuführen, wenn keine Ausschussüberweisung beschlossen wird. Diese Festlegung
gilt für den Beratungspunkt 7 b nicht. Das nur zur Erinnerung.

Wir beginnen deshalb mit den Ersten Beratungen, zu denen ich hiermit die gemeinsame Aussprache eröffne.
Zunächst hat für die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete Merz das Wort.

Abgeordnete Merz, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauerinnen
und Zuschauer. In diesen Tagen kursieren – und wir haben gestern viel darüber debattiert – viele – nicht nur
Richtung Bund, sondern auch adressiert an den Freistaat – Forderungen und Vorschläge nach schnellen Hil-
fen zur Abmilderung der Energiekrise.

Große Forderungspakete werden auf den Tisch gelegt. Bisher fehlte es aber oft an konkreten Umsetzungs-
vorschlägen. Gerne wird auf den aktuell in der Beratung befindlichen Landeshaushalt 2023 verwiesen, aber
hier sollte doch jedem bewusst sein, dieser kann frühestens am 1. Januar in Kraft treten, und erst dann
könnte auch das Geld fließen. Als schnelle Lösungsoption fällt dieser Punkt daher aus.

Forderungen nach überplanmäßigen Ausgaben fallen aus haushaltsrechtlichen Gründen auch aus. Jede
über- und außerplanmäßige Ausgabe über vier Millionen, die keiner rechtlichen Ermächtigung oder Ver-
pflichtung unterliegt, verlangt einen Nachtragshaushalt, und dafür sehe ich aktuell in diesem Haus keine aus-
reichende Verhandlungsbereitschaft, die ein solches Verfahren auch zügig zu einem Abschluss bringen wür-
de.
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(Beifall SPD)

Wir von Rot-Rot-Grün wollen ganz konkret die noch verfügbaren Mittel aus dem Corona-Sondervermögen
nutzen, um zielgerichtet und vor allem schnell, insbesondere einkommensschwache Familien und Menschen
zu entlasten. Eine Erweiterung des Sondervermögens, wenn es zügig vollzogen wird, hätte den Vorteil, dass
direkt noch im laufenden Haushaltsjahr schnell auf das Geld zugegriffen werden könnte. Etwas über 90 Mil-
lionen Euro waren zur letzten Quartalsmeldung im Sondervermögen nicht verausgabt. Diese Summe wird
sich zugegebenermaßen noch etwas reduzieren, da Mittel teilweise zweckgebunden sind. Gleichzeitig muss
für die bevorstehende Herbst- und Winterzeit weiterhin eine grundlegende finanzielle Vorsorge für Corona-
Schutzmaßnahmen getroffen werden. Ich denke da hier insbesondere an Tests an den Schulen. Trotzdem
sollten in der aktuellen Situation auch alle anderen zur Verfügung stehenden Spielräume genutzt werden.
Neben dem bereits im Haushaltsgesetz 2022 existierenden Bürgschaftsrahmen in Höhe von etwa 660 Millio-
nen Euro, speziell auch für Unternehmen und soziale Träger, ist die Umwidmung des Sondervermögens
eben ein Baustein, mit dem das Land jetzt schnell Unterstützung leisten kann.

Sehr geehrte Damen und Herren, die teilweise Umwidmung des Sondervermögens soll sich in einem klaren
Rahmen bewegen. Das sieht unser Gesetzentwurf vor. Ein revolvierender Charakter, der eine dauerhafte
Veranlagung des Sondervermögens implizieren würde, ist nicht angedacht. Stattdessen wird eine begrenzte
Laufzeitverlängerung vorgesehen und die Zweckbindung eben um Hilfen in der Energiekrise erweitert. Der
enge Rahmen und die begrenzte Verfügbarkeit der Mittel erfordern aus unserer Sicht auch eine klare Priori-
tätensetzung. Es gilt, sich besonders auf konsumtive Härten zu beschränken. Thüringerinnen und Thüringer,
die aufgrund ihrer Einkommenssituation ihre Energierechnungen nicht mehr bezahlen können, stehen hier
mit an erster Stelle. Weitere Hilfen, zum Beispiel für KMUs, soziale Einrichtungen oder Kommunen könnten
darüber hinaus geleistet werden. 

Nach unserem Vorschlag zur Erweiterung des Corona-Hilfefonds ist nun auch die CDU aufgewacht und hat
einen eigenen Vorschlag für eine Neuausrichtung des Sondervermögens vorgelegt, und das, obwohl Herr
Kollege Voigt nach einem Bericht des MDR vom 11. September dieses Jahres noch forderte, dass entspre-
chende Hilfen im Haushalt abgebildet werden müssen und nicht in irgendwelche Sondervermögen ausgela-
gert werden sollten. 

Die Zeiten und mit ihr die Meinungen ändern sich zum Glück schnell oder manchmal zum Glück. Noch am
14. September wurde der Vorschlag der Koalitionsfraktionen als Schnellschuss abgetan, nur um gestern ei-
ne Stunde vor Beginn der Plenarsitzung doch mit einem eigenen Vorschlag um die Ecke zu biegen.

Liebe Kollegen und Kolleginnen von der CDU, ich bin da sehr entspannt, denn am Ende hat unser Vorschlag
offenbar zu einem Umdenken in Ihren Reihen geführt. Es ist nicht die Zeit für politische Spielchen. Unser
Vorschlag für die Umwidmung des Sondervermögens entstand mit dem Ziel, schnelle Hilfen durch den Frei-
staat zur Verfügung zu stellen für seine Bürgerinnen und Bürger, für seine Unternehmen und für die vielen
Einrichtungen und Initiativen in unserem Land. Wenn sich die CDU diesem Vorschlag anschließen möchte
und gleichzeitig weitere Verbesserungen einbringt, dann ist das aus unserer Sicht gut und wir sprechen ger-
ne dazu.

Wir können Ihrem Vorschlag grundsätzlich zustimmen, denn er greift eben unsere Intentionen auf und erwei-
tert sie sinnvoll. Das ist gut für Thüringen und dem werden wir uns nicht verwehren. Einzig die im CDU-Ent-
wurf vorgesehene prozentuale Vorfestlegung der Mittelaufteilung auf Coronamaßnahmen und Energiepreis-
hilfen halten wir mit Blick auf die bestehende Mittelzusammensetzung und den Vollzug des neu zu erstellen-
den Wirtschaftsplans für nicht umsetzbar. Hier regen wir an, diesen Passus zu streichen.
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Wir plädieren weiterhin dafür, einen Beschluss eben auch zügig herbeizuführen und nicht weitere Sonder-
runden zu drehen, nur damit man in den Haushaltsberatungen vielleicht noch zusätzliche Spielwiesen hat,
denn dafür – und da, denke ich, sind wir uns hier einig – haben die Menschen und Unternehmen in diesem
Land keine Zeit. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Pommer:

Für die AfD-Fraktion erhält Herr Abgeordneter Kießling das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Zuschauer, sehr geehrte Abgeordnete, ich will vielleicht noch kurz ein
paar einleitende Worte sagen, damit die Zuschauer auch mal wissen, worum es eigentlich geht. Denn das
Thüringer Sondervermögen soll eine Neuauflage erleben, wir haben es kurz gerade schon gehört.

Bisher ist das sogenannte Sondervermögen halt leider negativer Art, weil entsprechende Kredite aufgenom-
men worden sind. Aufgrund der politisch gewollten Coronazwangsmaßnahmen wurden die Wirtschaft und
die Bürger leider geschädigt, was zum Anlass genommen wurde, auf Kosten der Steuerzahler Schulden zu
machen.

Dieses Thüringer Sondervermögen soll laut Gesetz zum 21.12.2022 auslaufen. Doch nun wurde die nächste
Krise politisch produziert und wieder werden Wirtschaft und Verbraucher geschädigt und wieder ist geplant,
ein Sondervermögen aufzulegen. Jedoch soll dieses nun mit dem bestehenden Thüringer Corona-Sonder-
vermögen verknüpft werden. Auch sind wieder Hilfen von EU und Bund im Rahmen der Energiekrise ange-
kündigt worden. Deutschland als Motor Europas und größter Nettozahler der EU mit zum Beispiel über
33,56 Milliarden in 2021 hat von der EU die Erlaubnis erhalten, in 2021 25,6 Milliarden Euro von seinem
Geld aus dem Hilfsfonds der EU-Aufbau- und Resilienzfaszilität wieder zurückzuerhalten in Form von Zu-
schüssen und Darlehen für Investitionen von mindestens 37 Prozent der Mittel in Klimaschutzmaßnahmen
und mindestens 20 Prozent in Digitalisierung. Das finden wir doch alle prima!

Nur mal so noch zur Info: Wie gesagt, im Jahr 2020 war Deutschland im Coronakrisenjahr mit 28,1 Milliarden
Euro dabei mit Zahlungen an die EU. Für die nächste hausgemachte Energiekrise im Jahr 2022 wird es die-
ses Mal von der EU statt Geld eine klare Ansage geben. Dieses Mal schreibt die EU-Kommission den Mit-
gliedsstaaten verbindliche Hilfsmaßnahmen in seinem 41-seitigen Forderungsentwurf vor – der ist noch nicht
durch. Verlangt wird von den Regierungen unter anderem, Übergewinne von Kraftwerken abschöpfen zu
müssen – wir hatten gestern dazu die Debatte gehabt –, um mit den Erlösen Haushalt und Firmen zu entlas-
ten, denen die Energiekosten zu schaffen machen. In dem Entwurf werden wichtige Zielmarken und Grenz-
werte durch ein X ersetzt, weil es hier noch keine Einigung gibt. Klar ist aber auch, dass die EU diesmal statt
auf Geld und Empfehlungen auf harte Vorschriften setzt. Zusätzlich will die EU einen Solidarbeitrag von Öl-,
Gas- und Kohlekonzernen erheben, welche bereits jetzt hohe Beschaffungskosten haben, um dann die Hilfs-
programme für Bürger und Industriestaaten mit entsprechenden Branchen, die mit hohem Energieverbrauch
belastet sind, auflegen zu können.

Für Thüringen bedeutet das nun, dass wir diese Krise zum großen Teil leider mit Hilfe des Bundes selbst
bewältigen müssen. Jedoch sind hier immer noch ein paar gesetzliche Regelungen einzuhalten. Eine davon
ist beispielsweise das Haushaltsgrundsätzegesetz. Dort sagt uns der § 8, Vollständigkeit und Einheit: „Der
Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr […] zu erwartenden Einnahmen, […] zu leistenden Ausgaben

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 90. Sitzung - 22.09.2022 35

(Abg. Merz)



und […] voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen.“ Gemäß § 50 Haushaltsgrundsätzege-
setz: „Im Finanzplan sind die vorgesehenen Investitionsschwerpunkte zu erläutern und zu begründen.“ Das
hatten wir leider im Sondervermögen teilweise nicht gehabt. Ich denke da an die Beschaffung von Waffen
und die Beschaffung von Sonnenschutzrollos im Rahmen des Corona-Sondervermögens, was gar nicht
geht.

Doch was lesen wir im Thüringer Corona-Pandemie-Hilfsfondsgesetz in § 4 Abs. 2? Dort heißt es: „Das Son-
dervermögen ist von den übrigen Vermögen des Freistaats Thüringen, seinen Rechten und Verbindlichkeiten
zu trennen. Für die Verbindlichkeiten des Sondervermögens haftet der Freistaat Thüringen.“ Hier erfolgt also
entgegen dem Haushaltsgrundsätzegesetz nicht ein Haushaltsplan mit allen zu erwartenden Einnahmen und
Ausgaben des Freistaats. Mit einem ausgelagerten Sondervermögen wird man eben auch nicht dem Grund-
satz der Haushaltswahrheit und -klarheit gerecht. Auch wenn hier mehr Flexibilität versprochen wird – die
Vorrednerin hat es ja gerade gesagt –, haftet danach der Freistaat in Gänze, jedoch entscheiden im Detail
dürfen nur wenige, hier in dem Fall der Haushaltsausschuss.

Auch ist die Haushaltsaufstellung als Königsdisziplin eigentlich dem Parlament vorbehalten, also hier dem
ganzen Rund, und nicht nur dem HuFA allein, denn gemäß § 6 Haushaltsgrundsätzegesetz sind für alle fi-
nanzwirksamen Maßnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen, doch diese
haben wir bisher in der Mehrzahl der Fälle leider vermisst. Hier wird mit Millionen an Steuergeldern jongliert,
ohne dass weder in jedem Einzelfall eine entsprechende Untersuchung angestellt wird noch das Parlament
in Gänze mit diesem Gesetz in Verbindung gebracht bzw. dort entsprechend unterrichtet wird und mitent-
scheiden kann. Das Parlament hat auch ein Kontrollrecht gegenüber der Regierung, gerade wenn es hier
um Sondermaßnahmen geht. Hier sollte das Parlament gerade auch wissen, ob die angesetzten Maßnah-
men, die mit Millionen von Steuermitteln hinterlegt werden, auch die Wirksamkeit entfalten, die angedacht
ist. Im Sinne der Bürger und der Thüringer Wirtschaft ist es angebracht, dass der Bericht auch direkt hier im
Parlament erfolgt.

Auch der Thüringer Rechnungshof kam bei seiner Prüfung des Corona-Sondervermögens mehrfach zu der
Feststellung, dass der Etat zu oberflächlich geplant wurde. Wir hatten auch gerade gehört, es ist noch Geld
übrig im Sondervermögen. Wir können es uns als Gesetzgeber in dieser weiteren Krise aber eben nicht er-
lauben, am Bedarf vorbei nicht zielgerichtet zu planen. Hilfen, wie in § 2 des Gesetzentwurfs der CDU-Frak-
tion in der Drucksache 7/6353 beschrieben, sind mit Sicherheit gut und notwendig. Da gehen wir als AfD-
Fraktion auch gern mit, diese Ziele zu unterstützen. Hier bedarf es jedoch zwingend noch weiterer Beratun-
gen. Die Hilfen, die die CDU dort beschrieben hat, können auch ganz regulär über den Haushalt abgebildet
werden. Wie gesagt, wir hatten ja auch bereits beschlossen, dass gemäß § 9 mit Ablauf des 31.12.2022 das
Sondervermögen als aufgelöst gilt und dass die Reste entsprechend in den Landeshaushalt überführt wer-
den. Da können wir auch die Hilfen im Rahmen der Energiekrise direkt in den Haushalt integrieren. Wir sind
ja gerade dabei, den Haushalt 2023 zu beraten.

Die rot-rot-grünen Fraktionen gehen in Drucksache 7/6298 mit der Änderung der Jahreszahl in § 9 auf das
Jahr 2023 davon aus, dass die Krisen zum Jahresende dann auch überwunden sind. Die CDU-Fraktion hin-
gegen sagt in ihrem Entwurf, dass halt der 31.12.2024 das Unterstützungsende und somit auch das Ende für
die Krise sein soll, was nach unserer Meinung großzügig geplant ist. Bei den nachgelagerten Auswirkungen
der Krise gehen wir davon aus, dass es wohl realistischer erscheint.

Als unrealistisch zu hinterfragen gilt der Vorschlag der CDU-Fraktion bezüglich der Aufteilung in § 2 Abs. 4,
die 85 von 100 für die Energiekrise und die 15 von 100 für die Coronapandemiehilfen. Mein Vorredner hat
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auch gerade diesen Punkt bemängelt. Auch der Vorschlag zur weiteren Mittelzuführung in § 5 des Gesetz-
entwurfs ist aktuell in Summe nicht beziffert, was eventuell auch in einer Ausschussberatung zu ermitteln
wäre, was die CDU-Fraktion da an zusätzlichen Mitteln aus dem Kernhaushalt in das Sondervermögen über-
führen will.

Generell unterstützen wir als AfD-Fraktion unsere Bürger und auch die Wirtschaft mit entsprechenden Pro-
grammen, jedoch bedarf es aus unserer und gesetzlicher Sicht eben nicht wieder eines extra Sondervermö-
gens und wir appellieren hier, das im normalen Haushalt mit zu behandeln. Deswegen vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsidentin Pommer:

Das Wort erhält für die Gruppe der FDP Herr Abgeordneter Kemmerich.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegen, liebe Zuschauer auf der Tribüne,
liebe Zuhörer am Livestream! Die aktuellen Belastungen für die Menschen draußen sind erheblich, die Lage
ist durchaus dramatisch, viele Leute sind von der Sorge getrieben, wie man durch den Winter kommt, nicht
nur, ob es tatsächlich warm bleibt, sondern auch, wie man die immensen Kostenbelastungen zu schultern
versucht. Hinzu kommt die große Ungewissheit, wie lange diese Krise fortdauert. Im großen Maße ist die
Volksseele verunsichert und 50 Prozent allen Denkens ist Zuversicht, ist Glaube in die Zukunft, und der ist
nachhaltig gestört. Insofern ist es mehr als höchste Zeit, hier auch unkonventionell und vor allen Dingen
schnell zu helfen, und unter dieser Überschrift steht diese Debatte. Ich möchte aber neben dem, was gerade
auch Kollegin Merz sagte – dass wir natürlich die Menschen im Fokus haben, die Sorge haben, ihre Rech-
nungen nicht zu bezahlen, und damit meine ich vor allen Dingen die Mittelschicht. Das sind diejenigen, die
bis jetzt gut durchs Leben gekommen sind, aber Belastungen von teilweise 2.000 Euro mehr für eine Gas-
rechnung im Jahr und die Hälfte davon noch mal als Stromrechnung brauchen nicht nur deren Einkommen
auf, sondern gehen sogar an das Angesparte. Aber eins ist eben auch wichtig – und deshalb müssen wir
hier sehr konkret und sehr schnell sein –, und das ist wirklich aktive und schnelle Hilfe für mittelständische
Unternehmen, denn dort sind die Leute von zwei Seiten betroffen: nämlich die große Sorge um ihre Arbeits-
plätze. Die bekommen die Diskussion mit, die der Unternehmer, die Unternehmerin führt, über den Fortbe-
stand der Unternehmen, das geht eben bei Bäckereien – wir haben das alles diskutiert, Eschenbach –, all
das verunsichert auch die Leute eben in der Hoffnung, ihren Arbeitsplatz nicht zu verlieren und über diesen
Winter und vielleicht den nächsten zu behalten. Insofern sollten wir bei all den Diskussionen den Mittelstand
ganz klar im Fokus haben. Umso wichtiger ist es jetzt, ganz schnell von Politik für Politik Vertrauen zu schaf-
fen und ein Zeichen zu setzen. Es ist oft gesagt worden, das Zeichen seinerseits 2008 bei der Finanzkrise,
als sich die damalige Bundeskanzlerin hinstellte und sagte: Die Einlagen sind sicher. Ein solches Zeichen,
ein solches Symbol brauchen wir wieder. Drei Jahre später hat sie die AKWs abgeknapst.

(Beifall Abg. Bühl, CDU)

Also auch da immer vorsichtig. Ein solches Zeichen brauchen wir wieder, um zu sagen, okay, wir kommen
durch die Krise, gemeinsam. Wir stehen an eurer Seite bei der Bezahlung der Rechnungen, bei dem Erhalt
der Unternehmen. Insofern ist die Landesregierung mehr als gefordert, dieses Zeichen auch zu geben und
es auch nicht in komplizierten parlamentarischen Verfahren zu durchwässern.
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Jetzt kommen wir zu der eigentlichen Vorlage. Die beiden Gesetzentwürfe von Rot-Rot-Grün und auch der
CDU können diesen Anspruch nur bedingt erfüllen. Ich kann nachvollziehen, dass man jetzt sehr darum
ringt, möglichst schnell und sehr konkret Unternehmen zur Seite zu stehen. Aber es werden hier Maßnah-
men vorgeschlagen durch das Sondervermögen – wir wissen alle, was Sondervermögen heißt, es ist nichts
anderes als dann auch eine teilweise kreditfinanzierte Verschuldung –, die sind sehr ungenau. Wir sind nicht
ganz sicher, wie viel Geld tatsächlich noch in diesem sogenannten Sondervermögen ist. Wir wissen nicht,
wie viel Zugriff schon geplant ist von den ursprünglich gewidmeten Titeln, also was ist wirklich die Verteil-
masse. Ich bin völlig bei mir bei manchen Diskussionen, dass wir jetzt nicht weiter unnötig in eine längst
nicht mehr in diesem Maße gefährliche Pandemie investieren, dass wir im Herbst wieder unsinnig Tests ma-
chen – anlasslos –, dass wir Impfzentren hochfahren bei Impfbereitschaft, die auch über niedergelassene
Praxen abgewickelt werden kann. Also das Geld sollte schon auch da liegenbleiben, sollte einer sinnvollen
Verwendung zugeführt werden, und die sinnvollste ist, jetzt tatsächlich gegen die Krise zu agieren und den
Krisenbedrohten zu helfen. Aber dieser Schnellschuss, der soll ja noch weitergehen – mit Sondersitzungen
und binnen zwei Tagen Erste und Zweite Beratung für einen sehr großen Haushaltsvolumentitel. Dieser
Schnellschuss dieser Gesetzeslage im Schweinsgalopp wird nur bedingt helfen. Deshalb unser Vorschlag,
den wir hier gerne noch mal erneuern: Außerplanmäßige Ausgaben, die sind auch in einem Volumen über
4 Millionen Euro möglich, es muss klar begründet werden, warum diese Ausgaben notwendig sind, unab-
weisbar und dringlich, dass sie eben keinen Zeitaufschub bringen, um einen Nachtragshaushalt zu stellen.

Der Kollege fragt gerade, wo sie herkommen sollen. Wir verteidigen nach wie vor die Rücklagen dieses Lan-
des und werden die auch weiter verteidigen. Damit wir genau aus diesen Rücklagen diese Gelder bedienen
können. Dafür kann ich Hilfe leisten bei den in Not geratenen Krankenhäusern. Ich kann Hilfe leisten bei Un-
ternehmen, die in Not geraten, die einen immensen Energiebedarf haben und eben wie Eschenbach davor
stehen, ihr Unternehmen zu schließen. All das sind unabweisbare Dinge, die dringlich sind und wo wir, wenn
wir nach dem Winter noch eine mittelständische Unternehmenskultur und -landschaft in Thüringen haben
wollen, schnell und rasch helfen sollen.

Deshalb ist es ganz wichtig, dass wir bis zum Jahresende in einem geordneten Verfahren Hilfeleistungen
planen und vor allem gewähren, nachdem wir rechtssichere Richtlinien aufgestellt haben. Und ich bleibe da-
bei, die Sondervermögen, ob sie dann „Corona“ oder „Energie“ heißen, sollten nicht verlängert werden, son-
dern wie geplant Ende des Jahres in dem normalen Haushalt aufgehen, damit wir hier ab dem Jahr 2023
nach den Grundsätzen von Haushaltsklarheit und -wahrheit transparent in einem geordneten Haushaltsver-
fahren helfen können. 

Wir haben vorgeschlagen, einen eigenen Haushaltstitel hier zu begründen. Zunächst hatten wir von 200 Mil-
lionen Euro geredet. Ich will jetzt gar nicht der inflationären Ausweitung zu Hilfe reden. Wir hatten gesagt,
mindestens. Ich denke, wir sollten da tatsächlich eine große Summe zur Verfügung stellen, aber trotzdem
sehr genau schauen, wie wir sie denn ausgeben. Ich komme zurück auf die Haushaltsdebatte, die wir in der
nächsten Woche noch führen. Wir plädieren nach wie vor dafür, den Haushalt auf knapp über 12 Milliarden
Euro zu reduzieren und die Rücklage, die jetzt im normalen Haushalt untergeht, tatsächlich für Hilfsmaßnah-
men zur Verfügung zu stellen. Das wären 640 Millionen Euro. Ich denke, das wird in der nächsten Zeit zu
diskutieren sein.

Noch mal zurück, das Land muss schnell und unbürokratisch jetzt ein klares Zeichen setzen. Wir stehen an
der Seite der von der Preisexplosion bei Gas und Strom betroffenen Bürger dieses Landes, Unternehmen
dieses Landes. Alle die betroffen sind, brauchen dort unsere Hilfe und deshalb brauchen wir etwas, was
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wirklich wirkt, keine Schnellschüsse. Gerne diskutieren wir die Gesetzentwürfe im Ausschuss. Ich freue mich
auf die weitere Debatte. Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Pommer:

Der Ältestenrat hat sich verständigt, dass wir gegen 11.00 Uhr und 16.00 Uhr die Lüftungspausen machen.
Das werden wir jetzt tun. Wir gehen also in die Lüftungspause bis 11.25 Uhr. Danach erhält das Wort für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Abgeordneter Müller.

Vizepräsidentin Henfling:

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist 11.25 Uhr und wir setzen fort in der Beratung zum Tagesordnungs-
punkt 7. Wir begrüßen auch die Gäste auf der Tribüne: A warm welcome to the guests! Wir befinden uns in
Tagesordnungspunkt 7 – damit Sie dem auch folgen können – und diskutieren über das Zweite Gesetz zur
Änderungen des Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes. Es geht dabei um die Ausweitung auf die momenta-
ne Energiekrise und die Verwendung der Gelder dafür. Als Nächster erhält für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen der Abgeordnete Müller das Wort.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen und liebe Besucherinnen und Besucher auf
der Tribüne! Wir haben gestern in aller Breite und Tiefe im Rahmen mehrerer Aktueller Stunden die Auswir-
kungen des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine hier im Plenum diskutiert. Insbesondere die stark ange-
stiegenen Energiepreise führen zu Verwerfungen in der Thüringer Wirtschaft, aber auch zu Not- und Mangel-
situationen in vielen anderen Bereichen der Thüringer Gesellschaft. 

In diesem Zusammenhang wurden von nahezu allen Vertretern Hilfen durch das Land in Ergänzung zu Bun-
deshilfen gewünscht, bereits mit mehr oder weniger klaren Vorstellungen hierzu unterlegt. Ebenso hat der
gestrige parlamentarische Abend des Thüringer Handwerks die Dringlichkeit unseres Handelns aufgezeigt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir begrüßen grundsätzlich die Bemühungen der Bundesregierung, die
Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen in unserem Land zu entlasten und besonders begrüße ich das
klare Bekenntnis des Bundes, die Wirtschaftshilfen wie angekündigt zu erweitern und vollständig zu finanzie-
ren. Wir sehen durchaus die Mitverantwortung des Landes Thüringen, einen angemessenen Beitrag zur Ab-
milderung der Folgen der hohen Energiepreise zu leisten. Ohne eine nachhaltige Beeinträchtigung bei der
Finanzierung der notwendigen übrigen Aufgaben in unserem Haushalt können wir einen solchen Beitrag al-
lerdings nur leisten, wenn eine Verständigung über die Höhe einer tragbaren Länderbelastung erfolgt und es
zu einer deutlichen Reduzierung der Belastung der Länder durch den Bund kommt. Punkte, die einer ge-
meinsamen Klärung unterzogen werden müssen, sind hierbei sicherlich die Regionalisierungsmittel, das
Wohngeld, Krankenhausfinanzierung oder die flüchtlingsbezogenen Kosten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor diesem Hintergrund liegen uns zu diesem Thema die Anträge der regie-
rungstragenden Fraktionen von Rot-Rot-Grün und der CDU vor. Ziel beider Anträge ist es, das vorhandene
Sondervermögen „Corona“ auch für die Bewältigung der aktuellen Krise zu öffnen. Die derzeit noch im Son-
dervermögen vorhandenen Mittel – wir gehen mit Stand von heute davon aus, dass noch rund 90 Millionen
Euro im Sondervermögen vorhanden sind, von denen allerdings rund 30 Millionen Euro zweckgebunden lie-
gen – von rund 60 Millionen Euro können somit kurzfristig für direkte Hilfen zur Verfügung gestellt werden.
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Wie auch bisher obliegt dem Haushalts- und Finanzausschuss auch zukünftig die Kontrolle über diese Mittel,
über den noch anzupassenden Wirtschaftsplan. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, auch wenn wir zwischenzeitlich das Gefühl haben, dass die Corona-
krise bewältigt sein könnte, trügt der Schein. Mit der Öffnung des Coronasondervermögens sollen aber auch
in Zukunft noch Maßnahmen der originären Coronahilfe ermöglicht bleiben. Wir möchten gern die weitere in-
haltliche Debatte hier im Haus führen, hoffen, dass wir unseren Gesetzesvorschlag auch entsprechend ab-
stimmen können.

Erlauben Sie mir noch zwei Anmerkungen zu meinen Vorrednern. Herr Kießling führte aus, dass sich auch
der Rechnungshof kritisch zu dem Sondervermögen Corona geäußert hat. Na ja, wie sollte er es auch an-
ders machen? In einer Phase, zu der wir keine Blaupause hatten, wie wir eine solche Pandemie auch wirt-
schaftlich/finanziell zu bewältigen hatten, fehlte uns schlicht und ergreifend das Wissen. Das heißt, im Bild
gesprochen haben wir am offenen Herzen operiert und ich muss sagen, der Patient hat es überlebt, es geht
ihm verhältnismäßig gut und ich bin froh darüber, dass wir diesen Weg eingeschlagen und auch so weit ge-
schafft haben. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kemmerich, Alarmismus in allen Ehren, aber der hilft uns hier kein bisschen weiter. Dieses ständige
Heraufbeschwören, wie schlimm alles noch werden wird, hilft uns in der Situation nicht weiter.

(Unruhe Gruppe der FDP)

Ich würde mir einfach an dieser Stelle wünschen, dass Sie ein klein bisschen mehr Optimismus ausstrahlen
können, aber vielleicht liegt es in der Natur der Sache, dass Sie das nicht können. Sie fordern an dieser Stel-
le schnelle unkonventionelle Hilfe, gleichzeitig reden Sie davon, dass wir das Thema in aller Breite im Aus-
schuss diskutieren müssen. Wo wollen Sie denn eigentlich hin? Schnell? Unkonventionell? Lang und breit?
Wir haben einen Antrag eingebracht, der in diesem Plenum abgestimmt werden kann. Ich würde mir wün-
schen, wenn Sie am Ende des Tages diesem Antrag auch entsprechend zustimmen würden. Vielen Dank,
meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter Hande für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie ich bereits bei der Einbringung des Gesetz-
entwurfs gesagt hatte, basiert dieser auf den guten Erfahrungen, die wir bisher mit dem Coronasonderver-
mögen gemacht haben. Dieses Sondervermögen hat sich in seiner Form tatsächlich als ein sehr praktika-
bles Mittel in der Krise erwiesen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und, ja, die Linke war/ist Sondervermögen gegenüber bisher immer sehr kritisch eingestellt gewesen, eben
weil wir bisher gesehen haben oder sehen mussten, dass die parlamentarische Kontrolle durchaus dann
nicht mehr so gegeben war, wie wir uns das insbesondere als Haushälter gewünscht hätten. 

(Beifall Gruppe der FDP)
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Aber, Herr Kemmerich, die genannte parlamentarische Kontrolle findet jetzt im Haushalts- und Finanzaus-
schuss mit dem Beschluss des Sondervermögens statt. Und, wie gesagt, gerade in der Krise hat sich ein
solches Sondervermögen als sehr praktikabel erwiesen. Jetzt sind wir in einer neuen Krise und insbesonde-
re sind jetzt momentan Haushalte auch mit kleinen Einkommen von einer enormen Belastung bis hin zu
Existenzängsten betroffen, und da ist es Ansinnen meiner Fraktion, auch der Koalition gewesen, sich sehr
zeitig Gedanken darüber zu machen, wie wir schnell helfen können, so schnell wie möglich, in dem Wissen,
dass diese Hilfen kein zusätzliches oder ergänzendes Sozialsystem schaffen können. Da ist nach wie vor
der Bund gefragt und auch in einer Verantwortung, der er sich nicht entziehen kann. 

Wir wollen mit der Umwidmung des bisherigen Coronasondervermögens eine Möglichkeit schaffen, ganz be-
sondere Härten abzufangen und etwas abzumildern. So fordern wir beispielsweise die Errichtung eines Här-
tefallfonds in Höhe von 10 Millionen Euro im Rahmen dieses Sondervermögens, um entsprechend ganz be-
troffenen Familien mit Kindern umgehend und schnell helfen zu können. Aus diesem Grund liegt der Gesetz-
entwurf der Koalition vor, der bewusst schlank gehalten ist, damit aber auch sehr flexibel. Die Konkretisie-
rung zu einzelnen Maßnahmen soll und wird gemeinsam mit der Landesregierung dann im Haushalts- und
Finanzausschuss in Form des Wirtschaftsplans entsprechend vorgelegt, diskutiert und dann natürlich auch
auf den Weg gebracht werden. Unser Ziel ist es, diesen Gesetzentwurf, also die Ertüchtigung des bisherigen
Sondervermögens, in erster und zweiter Lesung zu beraten, so schnell wie möglich.

Nun haben wir gesehen und vernommen, dass die CDU ebenfalls einen Gesetzentwurf vorgelegt hat, der
nun im Haushalts- und Finanzausschuss beraten werden soll. 

Liebe CDU, sehr geehrte Damen und Herren von der CDU, Ihnen ist doch sicherlich durchaus bewusst –
sicherlich oder vielleicht auch gewollt –, dass dies weitere Beratungen mit sich bringt, weitere Anhörungen,
Lesungen, damit verbundene Fristen und damit sehr viel Zeit ins Land geht, die uns fehlt: Wochen, vielleicht
sogar Monate, das weiß man nicht. Das hat nichts mit schneller Hilfe zu tun, das hat nichts damit zu tun,
schnell auf diese Krise, die wir momentan haben, reagieren zu können.

(Beifall DIE LINKE)

Warum verzögern Sie diese Hilfen? Dabei, wenn ich mir Ihren Antrag bzw. Ihren Gesetzentwurf anschaue,
sind darin durchaus einige Punkte, die man sicherlich diskutieren und mittragen könnte.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Deswegen haben wir es eingebracht!)

Aber, sehr geehrter Herr Emde, zum Beispiel ist die Erweiterung der Laufzeit auf 2024, die Sie vorschlagen,
ein Punkt, bei dem ich sage, da kann man durchaus mitgehen, über den zeitlichen Rahmen kann diskutiert
werden. Aber auch spezifische Zwecke, die Sie in Ihrem Gesetzentwurf nennen, sind in manchen Punkten
durchaus machbar und könnten übernommen werden, einzig die Mittelverteilung – das hat Kollegin Merz be-
reits angesprochen –, die Sie auf 85 Prozent zur Bewältigung der Energiekrise und 15 Prozent zur Überwin-
dung der Coronapandemie festlegen wollen, halte ich für wenig praktikabel und auch sehr unflexibel gestal-
tet.

Wir könnten darüber reden, ich lade Sie sehr herzlich dazu ein. Wir können einige Punkte aus Ihrem Gesetz-
entwurf gern in unseren Gesetzentwurf übernehmen. Wir können diesen Gesetzentwurf morgen in zweiter
Lesung beschließen, ich weiß nicht, was dagegenspräche, außer vielleicht der Punkt, dass Sie verzögern
wollen, dass Sie sich mit diesem Punkt profilieren wollen. Ich frage Sie: Warum profilieren Sie sich? Auf wes-
sen Kosten? Auf welchen Schultern? Nämlich auf denen der Menschen, die dringend Hilfe benötigen, wollen
Sie sich profilieren.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das lehnen wir ab. Deshalb appelliere ich sehr intensiv an Sie: Beschließen Sie morgen mit uns in zweiter
Lesung unseren Gesetzentwurf, bringen Sie Hilfen auf den Weg, helfen Sie den Menschen in Thüringen und
versuchen Sie nicht, hier – Parteipolitik wollte ich jetzt nicht sagen, aber sehen Sie es praktisch: Die Men-
schen in unserem Land brauchen die Hilfen und sie brauchen sie nicht erst in ein paar Wochen,

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Nachdem Sie den ganzen Sommer gepennt haben!)

sie brauchen sie sofort. Herr Voigt, springen Sie über Ihren Schatten, stimmen Sie zu.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter Bühl für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Bühl, CDU:

Herr Hande, Frau Merz, ich muss da direkt mal auf Sie reagieren. Springen Sie über Ihren Schatten, stim-
men Sie zu! Man muss ja erst mal festhalten, die CDU-Fraktion hat mit ihrem Energie-Sicherungsfonds
schon im Juni ein Konzept vorgelegt, 

(Beifall CDU)

was Sie jetzt hier mehr schlecht als recht in einen Gesetzentwurf umgebaut haben, der nur aus im Grunde
einem Wort besteht, das Sie an das „Corona-Sondervermögen“ noch „Energie“ drangeklatscht haben. Das
soll dann der große Wurf sein, mit dem Sie den Thüringern helfen. Das kann ich mir irgendwie nicht vorstel-
len.

(Beifall CDU)

Und zum Punkt „viel Zeit“: Ich will mal erinnern, wie das Corona-Sondervermögen zustande gekommen ist.
Das haben wir hier auch in diesem Rund in einer Sondersitzung sehr zügig, weil wir wussten, es geht um die
Menschen in diesem Land, auf den Weg gebracht. Das war vor der Sommerpause. Ich glaube, es war 2020.
Dann ist monatelang nichts passiert – nichts passiert, weil Ihre Landesregierung nichts gemacht hat. Die
rechtlichen Rahmenbedingungen sind geschaffen worden, aber der Wirtschaftsplan und das, was dazuge-
hört, das wurde nicht umgesetzt. Das können wir uns hier wirklich nicht leisten. Wenn wir in zwei Wochen
beschließen, dann muss auch die Landesregierung schnell handeln.

(Beifall CDU)

Und wenn uns die letzten zwei Jahre etwas gezeigt haben, ist es, dass das in Thüringen der Pferdefuß ist,
dass diese Landesregierung schnell handelt. Daran müssen wir hier wirklich dringend arbeiten – das ist auch
der Appell und das ist auch die Forderung, die wir in unserem Fünf-Punkte-Plan, den gestern schon Mario
Voigt hier vorgestellt hat, mit gefordert haben –, an einem runden Tisch mit der Wirtschaft zusammen zu
sprechen, dass eben dann die Landesregierung das, was wir hier uns gemeinsam versprechen, auch um-
setzt. Das ist wichtig.

(Beifall CDU)

Warum ist das wichtig? Weil – und das muss man hier auch noch mal sagen, wurde gestern auch schon
intensiv gesagt – die Bundesregierung nicht handelt. Deswegen müssen wir hier überlegen, wie wir selbst
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das Gröbste noch einfangen können, wohl wissend, dass wir hier gar nicht die Hebel in der Hand haben, um
das Problem grundsätzlich lösen zu können. Wir müssen hier heute einen Rahmen setzen, obwohl eigentlich
auf Bundesebene nötig wäre, eine Form von Energiepreisdeckel zu schaffen, der das Problem grundhaft an-
geht, obwohl auf Bundesebene nötig wäre, die Strom- und die Gasmärkte voneinander zu entkoppeln und
nicht den Menschen mit Umlagen noch irgendwas aufzugeben, was jetzt schon völlig fragwürdig scheint –
und da kann man nur in Ihre Richtung schauen, die Sie auch Verantwortung im Bund tragen –, das zu stop-
pen.

(Beifall CDU)

Da wir das aber hier in diesem Haus nicht in der Hand haben und gucken müssen, was wir noch an gröbsten
Fehlern eingrenzen können, müssen wir uns natürlich fragen, was wir selbst tun können. Dazu haben wir
fünf konkrete Punkte. Das ist zum einen der Thüringer Energie-Sicherungsfonds. Das ist das, was wir heute
hier besprechen, der Auftakt dazu. Dazu komme ich gleich noch mal ausführlicher. Das ist zum Zweiten die
Frage der Bürgschaften für unsere Stadtwerke, 

(Zwischenruf Abg. Merz, SPD: Gibt es doch!)

damit uns diese nicht im Falle von Problemen in einem Dominoeffekt umfallen, sondern dass wir diese Da-
seinsvorsorge erhalten können.

(Beifall CDU)

Das ist zum Dritten auch die Frage von Investitionen in die Zukunft. Auch das wird uns im Haushalt beschäf-
tigen, ein Investitionsprogramm Thüringer Energie, ob das Bioenergie ist, Geothermie, Solar Invest – da hat
sich ja dieses Jahr schon gezeigt, wir wollten eigentlich in diesem Jahr schon eine Erhöhung, die Sie nicht
mitgemacht haben; man hat gesehen, was das Ganze dann zum Schluss gebracht hat –, und die Energieau-
tobahnen, die wir ausbauen müssen. Das sind Dinge, die müssen wir auf den Weg bringen, genauso wie
einen runden Tisch, und natürlich auch das Ganze, wenn wir heute hier überweisen an den Ausschuss, dann
auch schnell in einem Sonderplenum zu beschließen, was im besten Fall in den nächsten drei Wochen statt-
findet, damit eben dann die Landesregierung hoffentlich ziemlich zügig auch die Hilfen auf den Weg bringen
kann.

Da will ich noch was sagen zum Thema „Sonderplenum“. Herr Hande, ich denke, die Überweisung an den
Ausschuss ist allein deswegen schon nötig, weil die von Ihrer Landtagspräsidentin geführte Landtagsverwal-
tung uns ja heute in den Rollenplan geschrieben hat, dass sie eine Anhörung für zwingend notwendig erach-
tet. Sie müssen mal den Rollenplan heute lesen. Und das, was Sie hier vorgeschlagen haben, das ist mehr
oder weniger eine Missachtung dessen, was uns rechtlich ins Stammbuch heute in einen Rollenplan ge-
schrieben wurde. Von daher sollten wir dem dann auch nicht widersprechen, was die Verwaltung ihrer Präsi-
dentin da aufgeschrieben hat.

(Beifall CDU)

Nur noch mal zu dem heute hier zu besprechenden Energie-Sicherungsfonds: Wir haben einen Entwurf auf
die Tagesordnung gesetzt, der sich von Ihrem ganz maßgeblich darin unterscheidet, dass Sie eben ein Wort
ergänzt haben und wir deutlich ausführlicher beschrieben haben, was ein solches Sondervermögen leisten
soll. Das sollten wir im Übrigen auch machen, denn im Endeffekt geht es hier um viel Geld. Und wenn ein
Landtag die Möglichkeit gibt, viel Geld auszugeben, dann sollte er auch beschreiben, wofür dieses Geld ver-
wendet werden sollte. Das sind wir auch allen Steuerzahlern schuldig.
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(Beifall CDU)

Für uns stehen dort an erster Stelle, weil es für die Unternehmen in diesem Land wichtig ist, Liquiditätshilfen
für Unternehmen, die aufgrund der Energiekrise und den damit verbundenen Betriebskosten eine wirtschaft-
liche Existenzgefährdung bekommen. Das ist wichtig, denn wir wollen, dass die Menschen in diesem Land
ihren Arbeitsplatz behalten, dass die Firmen auch über diese schwierige Krise hinaus weiter bestehen blei-
ben, damit uns nicht ganze Wirtschaftszweige verloren gehen wie die Porzellanwirtschaft, aber zum Beispiel
auch die Lebensmittelwirtschaft. Das, was dieses Land auszeichnet, darf nicht aufgrund einer Krise, die in
Berlin von der Bundesregierung noch verschärft wird, jetzt hier über die Wupper springen.

(Beifall CDU)

Deswegen braucht es diese Möglichkeiten, dass wir in Thüringen helfen. Das gleiche setzt sich fort bei den
Kommunen, wenn es zu Liquiditätsausfällen der regionalen Energieversorger, der Stadtwerke oder auch der
Wohnungsgesellschaften kommt, weil Menschen einfach ihre Rechnungen nicht bezahlen können, auch
wenn sie es gern wollten. Dann darf das nicht dazu führen, dass unsere Kommunen in Schieflage kommen
und dass die Daseinsvorsorge vor Ort nicht mehr ermöglicht werden kann. Auch das ist eine Forderung, die
wir in unserem Gesetz aufmachen.

Der dritte Punkt, Härtefallhilfen für Vereine, freie Träger und weitere Organisationen: Auch das müssen wir
mit bedenken, denn wir sehen das im Land, dass viele Sportvereine zum Beispiel Einrichtungen, oft ältere
Häuser aus DDR-Zeiten, haben, die schlecht gedämmt sind, die oft viel Energie brauchen. Die werden sich
diese Häuser so nicht mehr leisten können. Da könnten wir ein Problem bekommen, wo wir die Möglichkeit
in diesem Sondervermögen vorhalten sollten, zu helfen. Wohlgemerkt stecken wir einen Rahmen, der nicht
zwangsläufig genutzt werden muss, der dann aber vorhanden ist. 

Und der letzte Punkt, Härtefallhilfen für Bürgerinnen und Bürger: Natürlich braucht es auch dort die Möglich-
keit, dass man helfen kann, wenn Menschen aufgrund dieser Situation in Existenzgefährdung kommen. Die
Beispiele haben wir alle in unseren Wahlkreisbüros, das Rentnerehepärchen, das bei uns vorbeikommt, was
im Endeffekt 40 Jahre für das Haus gearbeitet hat, und auf einmal steht das eigene Eigenheim in Gefahr, es
sich noch leisten zu können. Diese Existenzgefährdung, diese Angst müssen wir mildern. Auch dafür bietet
unser Gesetz einen Rettungsanker.

(Beifall CDU)

Herr Dittes, wir hatten letzte Woche gemeinsam eine Runde mit der IHK und da haben Sie breit aufgeführt,
was Sie alles machen wollen, 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das haben Sie alles wiederholt!)

welche Hilfen Sie da groß machen wollen, und haben zum Schluss in den Raum gestellt: 60 Millionen Euro.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nein!)

Ein breites Lächeln ging durch die Runde, aber kein Lächeln der Begeisterung, sondern ein Lächeln dessen,
dass man sich nicht vorstellen kann, wie das mit 60 Millionen zu machen sein soll.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ja!)

Von daher haben wir in unserem Gesetz auch die Möglichkeit vorgesehen, dass zusätzliche Geldmittel in
dieses Sondervermögen hereinkommen können, weil es schlussendlich gar nicht anders gehen wird, als
dass man zusätzliche Gelder in dieses Sondervermögen bringt. Wir könnten uns dort eine Summe von
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250 bis 400 Millionen Euro durchaus vorstellen, die nötig sein wird, um hier zu helfen, um den Thüringer Un-
ternehmen, den Bürgern und den Vereinen auch einen Rettungsanker auszuwerfen, und das geht mit den
60 Millionen Euro, die Sie in den Raum stellen, mit Sicherheit überhaupt nicht.

(Beifall CDU)

Von daher habe ich kurz und gut, glaube ich, zusammengefasst, dass unser Gesetzentwurf der mit Abstand
ausführlichere und auch der zielführende für die Menschen in diesem Land ist

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Natürlich, immer!)

und dass wir deswegen diese beiden Gesetzentwürfe zügig im Finanzausschuss diskutieren sollten, wes-
halb ich auch die Überweisung beider Gesetzentwürfe an den Finanzausschuss für eine zügige Befassung
und die von der Landtagsverwaltung aufgegebene Anhörung der kommunalen Spitzen auch mit beantragen
möchte, damit wir zügig vor den Herbstferien auch zu einer Lösung kommen, damit die Menschen Sicherheit
in diesem Land bekommen, damit die Unsicherheiten zumindest ein Stück abgemildert werden und damit die
Landesregierung dann hoffentlich zügig arbeitet, was wir ihr dringend ins Stammbuch schreiben sollten. Vie-
len Dank. 

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Als nächster erhält das Wort für die Gruppe der Bürger für Thüringen Frau Bergner.

Abgeordnete Dr. Bergner, Gruppe der BfTh:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen Abgeordnete, liebe Zuhörer auf der Tribüne und am Li-
vestream, ich möchte an erster Stelle unsere Finanzministerin unterstützen, denn sie sagte zu Beginn der
Haushaltsdebatte, dass sie neue Sondervermögen nicht befürwortet. Um jetzt den Eindruck zu verhindern,
dass Rot-Rot-Grün ihrer Finanzministerin in den Rücken fällt, bedient man sich eines Taschenspielertricks:
Nein, wir schaffen kein neues Sondervermögen, wir erweitern einfach nur den Gegenstand und die Laufzeit
und nächstes Jahr machen wir dasselbe Spiel, weil es schon einmal so gut funktioniert hat. In 2020 verab-
schiedeten wir in diesem Hohen Haus ein Sondervermögen, dessen Laufzeit bis Dezember 2021 streng be-
grenzt war. 2021 hat man das dann einfach auf 2022 mit dem Hinweis verlängert, dass der Grund für die
Einrichtung des Sondervermögens noch nicht entfallen ist. Aktuell soll es um den Begriff „Energiekrise“ er-
weitert werden und die Laufzeit auf 2023/2024 erweitert werden. Wie lange wollen wir dieses Spiel noch
spielen?

Um nicht falsch verstanden zu werden: Ja, wir Bürger für Thüringen sind dafür, dass schnelle Hilfe geleistet
wird. Aber das muss ein kombiniertes Paket sein, aus einer Soforthilfe und aus der Beseitigung der Ursa-
chen für diesen Preisanstieg.

(Beifall BfTh)

Ich weise noch einmal darauf hin, dass der Begriff „Sondervermögen“ für Schulden missbraucht wird. Da hilft
es auch nicht, wenn wir die Bezeichnung „Fonds“ einführen. Ich kann auch in dem Gesetzentwurf der CDU
nirgendwo finden, wo das Geld dafür herkommen soll, woher er gespeist werden soll, sondern es ist nur die
Rede von Ausgaben. Ich erinnere an die Diskussion mit den Handwerkern gestern Abend. Dort sagte ein
Handwerker: Wir wollen keine Hilfen, die wir danach um ein Vielfaches zurückzahlen müssen.
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(Beifall BfTh)

Wenn wir in der freien Wirtschaft jede Deckungslücke in Unternehmen mit Sondervermögen schließen wür-
den, gäbe es bald keine Insolvenzen mehr. Jedoch wäre das ein eklatanter Rechtsverstoß. Lassen Sie sich
das doch mal auf der Zunge zergehen. Was noch viel schlimmer ist, ist, dass dieses Sondervermögen recht-
lich der parlamentarischen Kontrolle entzogen ist.

Also, wir brauchen einen Energiepreisdeckel, das ist klar. Wie soll der finanziert werden? Aus meiner Sicht
erstens durch die Steuermehreinnahmen, die durch die Inflation generiert werden. Zweitens sollten wir den
Haushalt nach Haushaltsposten durchkämmen, die jetzt wirklich nicht fortgeschrieben werden müssen, die
jetzt einfach unter den gegebenen Umständen nicht dran sind. Mit diesem Geld sollten wir arbeiten. Lassen
Sie mich ein Beispiel dafür nennen, auch wenn ich Gefahr laufe, dass ich wieder viel verbale Prügel in die-
sem Haus beziehe. Wir leisten uns jährlich 4 Millionen Euro zur Aufarbeitung des DDR-Unrechts. Die DDR
hat 40 Jahre existiert und wir arbeiten schon 30 Jahre auf. Ja, es ist wichtig, in die Vergangenheit zu schau-
en, aber nur dann, wenn wir es uns leisten können. Und wirkliches Unrecht hat die ganze Aufarbeitung doch
auch nicht beseitigt, denke ich nur an die Heimkinder. Wir leben jetzt und müssen jetzt unter den besonders
schwierigen Rahmenbedingungen der letzten drei Jahre Zukunft gestalten. Durch falsche Priorisierung dür-
fen wir nicht neues Unrecht schaffen. Zur Aufarbeitung des DDR-Unrechts gibt es 13 Stellen im Haushalts-
plan. Für den Bürgerbeauftragten, der sich mit den aktuellen Problemen der Bürger beschäftigt, dagegen nur
fünf. Da frage ich mich: Ist das verhältnismäßig? Da sind aus meiner Sicht falsche Prioritäten gesetzt.

Derartige Haushaltsposten gibt es noch viele. Hier bedarf es aber des Mutes, auch einmal Stopp zu sagen
und das vorhandene Geld wirklich zur Entlastung der Menschen einzusetzen, die sich für dieses Land enga-
gieren und die für falsche politische Entscheidungen in Notlagen gebracht werden.

Mit ist es wichtig, die finanziellen Mittel zur Bewältigung der Energiekrise neben den höheren Steuereinnah-
men aus dem 12,8 Milliarden Euro schweren Thüringer Kernhaushalt heraus zu stemmen. Möglichkeiten da-
für sind vorhanden. Dafür setzen sich die Bürger für Thüringen ein und dazu sind wir auch gern bereit, bei
den Haushaltsverhandlungen konstruktiv mit Ihnen zu diskutieren. Deshalb werden wir der Überweisung der
Anträge an die Ausschüsse zustimmen, aber nicht den Anträgen direkt. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BfTh)

Vizepräsidentin Henfling:

Als Nächster erhält Abgeordneter Dittes für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bühl, ich muss auf Ihren Redebeitrag re-
agieren. Sie haben hier vorgeschlagen oder vorgestellt, dass es einen Fünf-Punkte-Plan der CDU-Fraktion
gibt. Auf den will ich kurz eingehen und dann auf den fünften Punkt etwas ausführlicher.

Sie haben gesagt, Sie haben schon im Juli für Thüringen einen Energiesicherungsfonds vorgeschlagen und
nennen das Ganze den Thüringen-Plan. Jetzt habe ich noch mal nachgeguckt, vom 13. Juli ist das, eine Wo-
che, nachdem die Linke-Fraktion ihren Vorschlag zur Energiekrise vorgelegt haben, den haben Sie noch als
Energiesozialismus charakterisiert. Eine Woche später haben Sie Ihren Thüringen-Plan vorgelegt. Ich habe
eben noch mal nachgeschaut: 13. Juli. Da steht drin: Wir schlagen einen Energiesicherungsfonds von

46 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 90. Sitzung - 22.09.2022

(Abg. Dr. Bergner)



400 Millionen Euro vor. Sie haben es bis heute nicht geschafft, Herr Bühl, bis heute nicht, nur eine konkrete
Untersetzung zu diesen zwei Schlagworten in den Landtag einzubringen,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weder wie Sie die 400 Millionen finanzieren wollen, woher Sie diese 400 Millionen Euro nehmen, noch wie
Sie diese 400 Millionen Euro verteilen wollen. So viel zu Ihrem Thüringen-Plan. Sie haben heute einen Ge-
setzentwurf in den Landtag eingebracht, nachdem Sie gemerkt haben, Rot-Rot-Grün hat einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, wie wir schnell zu Geldern kommen, wo wir konkret auch diskutieren können, wie wir die aus-
reichen können, weil diese Gelder – ich komme noch dazu – wirklich vorhanden sind, um im Interesse der
Menschen in Thüringen, die für uns im Übrigen an erster Stelle stehen, eingesetzt werden können.

Bis heute haben Sie keine konkrete Untersetzung für Ihren Energiesicherungsfonds und auch gar nichts zur
Finanzierung vorgelegt, aber stellen sich hierhin und sagen der Öffentlichkeit, Sie hätten einen Thüringen-
Plan. Sie sind eher planlos.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Sie schlagen als Zweites ein Bürgschaftsprogramm vor. Ich weiß nicht, hören Sie denn nie zu, wenn das Fi-
nanzministerium spricht? Es gibt das Bürgschaftsprogramm. Wir können darüber diskutieren, wenn es not-
wendig ist, das auszuweiten, aber im Moment ist es noch nicht mal im Ansatz in irgendeiner Form angefragt
und ausgeschöpft.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Wenn das kommt mit den Stadtwerken, dann müssen wir vorbereitet
sein!)

Lassen Sie uns über die Bedingungen reden, aber tun Sie doch nicht so, als ob es kein Bürgschaftspro-
gramm der Landesregierung gäbe. Das existiert, das ist nutzbar, das Finanzministerium steht bereit, auch
die Kommunen zu beraten, auch den Unternehmen dann beratend zur Seite zu stehen. Auch der zweite
Punkt befindet sich auf dem Weg in der Abarbeitung.

Sie schlagen drittens in Ihrem Fünf-Punkte-Programm ein Investitionsprogramm vor. Die Landesregierung
hat im Haushaltsentwurf für 2023 im Juli vorgelegt, dass mit diesem Haushalt 220 Millionen Euro in Thürin-
gen mehr investiert werden sollen. Was war Ihre Reaktion? Dieser Haushalt der Landesregierung ist aufge-
bläht, wir müssen unbedingt die Ausgaben kürzen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

Ja, das ist Ihre Reaktion auf diesen Haushaltsentwurf.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Das ist die falsche Schwerpunktsetzung!)

Es werden mit diesem Haushaltsentwurf den Kommunen für ihre Investitionstätigkeit auf kommunaler Ebene
155 Millionen Euro mehr zur Verfügung gestellt. Aber auch da rufen Sie, dieser Haushalt ist aufgebläht und
muss korrigiert werden, die Ausgaben müssen reduziert werden. Hingegen haben wir Ihnen hier an dieser
Stelle einen Vorschlag gemacht, wie man auch Zukunftsinvestitionen finanzieren kann.

Sie schlagen als Viertes in Ihrem Fünf-Punkte-Programm runde Tische vor. Habe ich auch noch mal in Ihrer
Pressemitteilung nachgelesen. Da frage ich Sie wiederum: Hören Sie denn eigentlich nie zu, wenn Ihnen
Landesregierungsmitglieder seit Juli darüber berichten, was an wie vielen runden Tischen tatsächlich erörtert
wird? Wolfgang hat einen runden Tisch mit zahlreichen Unternehmen,
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(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Wolfgang Tiefensee ist heute nicht da!)

Anja Siegesmund hat mit den kommunalen Unternehmen, mit den Kommunen, mit den Energieversorgern
einen runden Tisch. Der Ministerpräsident führt einen runden Tisch zur Energieversorgung für die Umstel-
lung im industriellen Bereich, insbesondere in der Glasindustrie. Deswegen nehmen Sie doch einfach mal
zur Kenntnis und bringen Sie sich konkret auch mit Vorschlägen in die Debatte ein.

Jetzt komme ich zu Ihrem fünften Punkt, den Sie hier genannt haben: Sie schlagen ein Sonderplenum vor.
Ein Sonderplenum in 3 Wochen, um was zu machen? Einen Zweck in einem Gesetz über das Sondervermö-
gen in Thüringen zu erweitern. Da sagen Sie, das wäre Ihr tolles Gesetz, da würde man ganz viel auf den
Weg bringen können, auch sehr viele konkrete Hilfen. Das ist aber nicht wahr, und deswegen sollte man das
der Öffentlichkeit auch mal sagen. Das Sondervermögensgesetz, was wir mit unserem Vorschlag zu verän-
dern versuchen, der Ihnen seit letzter Woche vorliegt, erweitert den Zweck und macht es erst mal möglich,
dass diese Gelder, die dort noch zur Verfügung stehen, konkret adressiert werden können.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die konkrete Ausgestaltung – darauf sind Ronald Hande und auch Janine Merz eingegangen – erfolgt dann
in Zusammenarbeit mit der Landesregierung und dem Haushalts- und Finanzausschuss bei der Festlegung
des Wirtschaftsplans, wo genau diese vier Säulen, die Sie auch genannt haben – da haben Sie mir bei der
IHK wirklich sehr gut zugehört –, als Erstes, Hilfe für Menschen, als Zweites, Hilfe für Vereine und die soziale
Infrastruktur, als Drittes, Hilfe für kommunale Unternehmen und als Viertes, Hilfe auch für die privaten Unter-
nehmen. – Ich komme noch darauf zurück, Herr Bühl. – Das müssen wir konkret untersetzen. Wenn Sie aber
die gesetzliche Grundlage der Ermöglichung des Mitteleinsatzes dafür nicht eröffnen, kommen Sie auch
nicht in die konkrete Umsetzung. Sie sagen, mit Ihrem Gesetzentwurf in dieser Frage der Zweckerweiterung
sind wir uns einig, dann sollten wir die Zweckerweiterung heute beschreiten und heute gesetzlich festlegen,
dass wir ab morgen beginnen können, die konkrete Umsetzung zu diskutieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Was Sie machen wollen, ist, obwohl Sie sagen, dass wir uns in dieser Frage einig wären, den Beschluss
heute auf die lange Bank zu schieben, am 14. Oktober diesen Landtag noch mal zu einer Sondersitzung zu-
sammenzurufen, um zu beschließen, worüber wir uns heute einig sind, um dann nach dem 14. Oktober in
den Herbstferien an die konkrete Umsetzung zu gehen.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: ….!)

Das, sage ich Ihnen, ist Auf-die-lange-Bank-schieben und widerspricht auch dem, was Ihr Fraktionsvorsit-
zender am gestrigen Tag hier im Landtag gesagt hat. Die Leute wollen nicht mehr Reden hören, sie wollen
Entscheidungen sehen, und Sie blockieren, Sie verhindern eine Entscheidung, die es uns möglich macht,
über die konkrete Umsetzung zu reden.

(Beifall DIE LINKE)

Jetzt komme ich zu dem Punkt, den Sie angesprochen haben, zu den 60 Millionen. Wenn wir heute hier im
Landtag darüber diskutieren, wie viele Gelder wir eigentlich für Hilfspakete ergänzend zum Bund zur Verfü-
gung stellen – wir haben darüber gesprochen –, dann haben wir im Prinzip doch nur drei Möglichkeiten, über
Geld und die Finanzierung dieser Hilfen zu reden. Wir haben als Erstes die Möglichkeit, im Rahmen der lau-
fenden Haushaltsberatungen für das Jahr 2023 durch Umschichtung im Haushaltsentwurf Gelder zu adres-
sieren. Wir werden den Haushalt im Dezember beschließen – konkrete Umsetzung im nächsten Jahr. Wir
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sind uns alle einig, das kommt zu spät. Die zweite Möglichkeit ist, einen Nachtragshaushalt für den Haushalt
2022 zu beschließen. Da ist die Landesregierung laut Thüringer Verfassung vorlagepflichtig. Es liegt kein
Nachtragshaushalt vor. Sie haben aber auch die Forderung nicht erhoben, das heißt, wir kommen auch nicht
durch Umschichtung im laufenden Haushalt 2022 tatsächlich zu Mitteln, wie wir in der Energiekrise wirklich
helfen können. Auf die Globale Minderausgabe will ich nur verweisen, da fehlen nämlich auch zudem noch
die Möglichkeiten, auch dank Ihrer Initiative, nicht mal mit den Mehreinnahmen, die wir in diesem Jahr erzie-
len, positiv im Sinne der Thüringerinnen und Thüringer umzugehen.

Die dritte Möglichkeit ist, vorhandenes Geld im Sondervermögen Corona-Hilfsfonds zu nutzen. Herr Bühl, da
können Sie T sagen – das sind eben im Moment nur diese 60 Millionen. Wir werden vielleicht bei einer Ab-
rechnung mit dem Finanzministerium des Wirtschaftsplans noch eine Veränderung in die eine oder andere
Richtung erleben. Dann können wir natürlich – und das müssen wir nachfolgend tun – darüber diskutieren,
woher möglicherweise zusätzliches Geld kommt, was wir im Sondervermögen einnehmen. Da haben wir
eben auch nur wiederum drei Möglichkeiten. Erstens: Mit dem Haushaltsentwurf 2023 können wir Haushalts-
mittel in das Sondervermögen geben. Wir können zweitens mit dem Nachtragshaushalt 2022 Geld in das
Sondervermögen geben oder wir können es kreditfähig machen und Kredite finanzieren, die Ausgaben im
Sondervermögen. Diese drei Möglichkeiten haben Sie. Was machen Sie allerdings mit Ihrem Gesetzent-
wurf? Sie suggerieren, als ob wir mal nebenbei durch einen Beschluss aus dem Haushalt 2022 in dieses
Sondervermögen zusätzliches Geld reingeben können und erklären sogar, das könnten Mittel sein in Höhe
von 250 bis 400 Millionen. Das ist einfach unlauter, es ist auch rechtlich überhaupt nicht durchhaltbar, was
Sie in Ihrem Gesetzentwurf geschrieben haben und soll im Prinzip auch nur wirklich ein Plakat in der Öffent-
lichkeit demonstrieren.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Es geht um die Kommunalen!)

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Das ist ja typisch!)

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen abschließend, Herr Bühl: Wenn es Ihnen ernst ist, was Sie gestern gesagt haben, was Ihr Frak-
tionsvorsitzender von diesem Pult gesagt hat, aber auch, was er drüben bei der Handwerkskammer gesagt
hat, dass die Leute wünschen, dass wir schnell entscheiden und auch schnell konkrete Hilfen adressieren,
dann müssen wir jetzt in diesem Plenum heute oder morgen die Grundlage dafür bilden, diese Mittel aus
dem Sondervermögen auch konkret zu untersetzen, dass wir uns morgen an die Arbeit machen können, ab
dem ersten Tag gemeinsam mit jedem Ministerium, gemeinsam mit den Abgeordneten im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss wirklich überlegen können, wie wir Menschen helfen können, wie wir kommunalen Unterneh-
men helfen können, wie wir der sozialen Infrastruktur helfen können und wie wir auch dem Mittelstand, an
den Sie gestern appelliert haben, helfen können. Aber die Grundlage dafür ist die Zweckerweiterung. Und
wer das heute nicht beschließen will, sondern vertagen will auf in drei Wochen, schiebt die konkreten zu er-
wartenden Entscheidungen auf die lange Bank und er will offensichtlich eine Sondersitzung des Thüringer
Landtags dazu missbrauchen, um sich politisch hier in ein besseres Licht zu stellen. Aber ich glaube, in die-
ser Frage ist es richtig – und da steht man in einem sehr guten politischen Licht –, wenn man Entscheidun-
gen trifft, die konkret sind, wenn man Entscheidungen trifft, die auch konkrete Entscheidungen zur Folge ha-
ben, weil sie dann schnellstmöglich bei den Menschen ankommen. Hier geht es nicht um parteipolitische
Geländegewinne, sondern hier geht es um konkrete Hilfen, und deswegen fordere ich, bitte ich Sie noch ein-
mal: Machen Sie morgen den Weg frei für die Zweite Beratung dieses Gesetzentwurfs, und dann beginnen
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wir ab morgen Nachmittag mit der konkreten Beratung von Hilfen für die Menschen in Thüringen. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen herzlichen Dank und ein herzliches Willkommen an die neuen Besuchergruppen auf der Tribüne. Wir
befinden uns immer noch im Tagesordnungspunkt 7 und diskutieren über die Erweiterung des Corona-Hilfs-
fonds für die jetzige Energiekrise, und als nächstes hat sich der Abgeordnete Bühl für die CDU-Fraktion zu
Wort gemeldet.

Abgeordneter Bühl, CDU:

Ich denke, es ist jetzt nicht sinnvoll, auf die Punkte von Herrn Dittes in der Tiefe noch mal einzugehen,

(Heiterkeit DIE LINKE)

denn Sie haben Ihren Punkt für sich gemacht, den Sie heute hier machen wollten, aber ich will zumindest
kurz zitieren von dem, was uns heute Morgen die Präsidentin vor Beginn der Sitzung auf den Weg gegeben
hat.

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Was denn für ein Punkt? Es geht um Hilfe!)

Ich zitiere die Präsidentin von heute Morgen, die Präsidentin übrigens, die Teil Ihrer Fraktion ist: „Gestatten
Sie mir jedoch bitte bereits an dieser Stelle den Hinweis, dass gute Gründe für die Annahme sprechen, dass
vor der Beschlussfassung zu dem Gesetzentwurf der regierungstragenden Fraktionen“, das sind nach mei-
ner Kenntnis immer noch Sie, „die in Artikel 91 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thüringen in Verbin-
dung mit § 79 Abs. 2 der Geschäftsordnung niedergelegten Voraussetzungen erfüllt sein müssen.“ Um das
noch mal zu wiederholen, das ist die Anhörung der Kommunen. Das scheint Ihnen nicht wichtig zu sein. Sie
provozieren hier, dass zum Schluss ein Gesetz auf den Weg kommt, was dann angegriffen werden kann.
Was ist das denn für ein Verständnis? Sie rufen uns dazu auf, obwohl die Verwaltung des Landtags sagt,
dass das so nicht geht, dass wir es machen sollen. Was ist das für ein Verständnis? Das zeigt doch, was Sie
für ein Staatsverständnis haben. Also ich kann darüber nur den Kopf schütteln.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:

Abgeordneter Dittes hat sich noch mal zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Herr Bühl, Sie haben einen wichtigen Punkt angesprochen, das ist doch überhaupt nicht die Frage. Deswe-
gen gibt es jetzt zwei Möglichkeiten und deswegen nutzen wir sie, lade ich Sie wirklich ein. Wir sind heute
am Donnerstag, wir haben Sitzung bis morgen Abend. Wir überweisen heute beide Gesetzentwürfe an den
Ausschuss. Wir haben gesagt – und da sind sich die Finanzpolitiker Ihrer Fraktion und auch der Koalition
einig –, wir kriegen einen gemeinsamen Gesetzentwurf hin, denn in der Sache sind wir uns einig. Nur um
das noch mal deutlich zu machen: In der Sache sind wir uns einig.

(Unruhe CDU)
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Dann überweisen wir beide Gesetzentwürfe an den Haushalts- und Finanzausschuss. Herr Emde, Sie sind
Vorsitzender, Sie berufen heute den Haushalts- und Finanzausschuss ein, ich kümmere mich mit Ihnen ge-
meinsam auch darum, dass wir heute Abend mit den Kommunalen Spitzenverbänden die Erörterung dieses
Gesetzentwurfs bereden, diese Anhörung auch erfolgreich absolvieren, und morgen bringen wir die
Zweckerweiterung gesetzlich auf den Weg, um dann die konkrete Arbeit zu machen. Denn, Herr Bühl, auch
ich rede seit Wochen mit den kommunalen Vertretern. Die wollen Lösungen für ihre Unternehmen, die wollen
Lösungen für ihre Einwohnerinnen und Einwohner, die wollen die Lösung für die Vereine in ihren Gemein-
den. Und ich bin mir sicher, es scheitert nicht an der Zustimmung der Gemeinden und der Landkreise in die-
sem Land, diese Zweckerweiterung auf den Weg zu bekommen, denn die konkrete Umsetzung erfolgt dann
natürlich auch in Kommunikation mit den Kommunen. Das, was Sie hier vortragen, ist ein formalrechtliches
Argument, das man, wenn man politisch will, Herr Bühl, heute auch lösen kann.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Sie haben eben noch gesagt, dass Sie es beschließen wollen und nicht
an den Ausschuss überweisen!)

Sie brauchen sich einfach nur jetzt hinstellen und sagen, ja, wir sind bereit, diesen Weg zu gehen, wir lösen
die verfassungsrechtlichen Bedenken, die guten Gründe, die vorgetragen worden sind. Ich bin mir sicher, wir
bekommen das hin, aber es muss der politische Wille da sein, und deswegen appelliere an Sie noch einmal:

(Beifall DIE LINKE)

Setzen Sie sich dafür ein, dass wir heute die haushaltsrechtlichen gesetzlichen Grundlagen schaffen, dass
wir konkrete Hilfen verabreden können und schnellstmöglich auf den Weg bringen können und eben nicht zu
einer weiteren Verzögerung beitragen

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Das ist unrealistisch!)

und am Ende uns hier in einem völlig unnötigen Sonderplenum noch mal dieselben Argumente wechselseitig
vortragen. Wir können einen Weg schaffen, dass wir ab nächster Woche über die konkrete Umsetzung von
Hilfen diskutieren können. Ich lade Sie ein, daran mitzuwirken und das nicht zu blockieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Abgeordneter Emde hat sich für die CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, mein lieber Fraktionsvorsitzender Herr Dittes,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber nicht Ihrer, oder?)

(Heiterkeit im Hause)

Sie haben jetzt 100 Prozent Ihrer Redezeit dafür verwendet, um auf der CDU rumzuhacken, und haben we-
nig inhaltliche Gründe vorgetragen.

(Beifall CDU)

In diesem Hause sitzen auch noch andere Fraktionen und Gruppen, mit denen Sie Ihr Verfahren durchdrü-
cken können, aber ich will Ihnen auch mal eines sagen: Meine Einschätzung ist, dass wir jetzt in eine Krise
hineinkommen, die auch für viele Menschen und für viele Unternehmen existenziell ist. Und da wäre es an-
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gebracht, dass man mal von dieser rhetorischen politischen Kriegsführung abrückt, diese einstellt und viel-
leicht auch mal auf die Opposition zugeht und vorher redet, bevor man ans Mikrofon tritt, und das haben Sie
nicht getan.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber sicher doch!)

Und Herr Dittes …

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Sicher doch, Herr Emde, sicher!)

Nein, ich habe Sie auch ausreden lassen, Herr Dittes.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wir haben das Gespräch geführt als Fraktionsvorsitzende!)

Es verhandelt sich erfahrungsgemäß leichter und ergebnisorientierter, wenn man nicht, schon bevor das ers-
te Wort überhaupt miteinander gesprochen ist, Vorwürfe im öffentlichen Raum erhebt – das mal zu dem Teil.

Jetzt will ich Ihnen mal was sagen: Sie haben einen Gesetzentwurf vorgelegt, sehr schnell und zügig. Den
haben wir auf das Plenum genommen und wir sind bereit, mit Ihnen darüber zu reden, weil wir es auch für
einen gangbaren Weg halten, dieses Corona-Sondervermögen eben auch für Hilfen in dieser Energiekrise
umzuwidmen. Wir halten das für einen gangbaren Weg. Das ist erst mal Punkt 1. Der zweite Punkt: Sie ha-
ben uns einen Entwurf vorgelegt, der eigentlich nur sagt, wir möchten gern Familien in Not Geld geben.
Mehr haben Sie nicht gesagt mit Ihrem Entwurf.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nein!)

Und Sie möchten gerne 10 Millionen Euro in den Härtefallfonds packen – dagegen will ich gar nicht spre-
chen –, und den möchten Sie dem Vernehmen nach der Stiftung HandinHand übergeben. Die Stiftung hat
drei Mitarbeiter und soll 10 Millionen Euro in diesem Jahr ausgeben. Das wird nicht funktionieren. Aber das
ist erst mal die eine Seite. Was für uns viel wichtiger ist, ist, dass wir glauben, dass die Thüringer Wirtschaft
Hilfen braucht. Neben dem, wo wir uns einig sind, was der Bund unbedingt leisten muss, wird es notwendig
sein, dass wir in Thüringen der thüringischen mittelständischen Wirtschaft vor allem, aber auch der Wirt-
schaft in Gänze helfen, dass sie diese Zeit übersteht. Und nur wenn die Wirtschaft diese Zeit übersteht, sind
wir hier überhaupt in der Lage, unsere Politik zu finanzieren.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP, Gruppe der BfTh)

Das steht für uns im Mittelpunkt und das würden wir gerne mit Ihnen besprechen.

Und jetzt mal mit Verlaub: Sie haben vor wenigen Tagen diesen Gesetzentwurf eingebracht. Wir überneh-
men den jetzt und wollen den mit Ihnen diskutieren und wir wollen ihn aber auch anhören mit den Betroffe-
nen, den Kommunen, aber auch den Vertretern der Wirtschaft. Und wir machen das sehr zügig. Unser Vor-
schlag ist, noch vor den Herbstferien eine Sondersitzung einzuberufen, in der wir das dann beschließen kön-
nen. Aber bis dahin soll auch die Debatte und Diskussion in der Sache geführt werden. Das ist unser Vor-
schlag und deswegen kann ich nur bitten, dass man eben nicht diesen unausgegorenen Gesetzentwurf in
erster und zweiter Lesung durchpeitscht, 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Unglaublich!)

sondern dass man beide Gesetzentwürfe an den Haushalts- und Finanzausschuss überweist, dass wir dort
eine Anhörung durchführen und dass wir dann in einer Sondersitzung dieses wichtige Thema weiterhin be-
handeln.
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Und Herr Dittes, eines sage ich Ihnen auch: Es ist doch nicht damit getan, dass wir 60 oder 80 Millionen
Euro – das weiß ja noch gar keiner, wie viel derzeit im Corona-Sondervermögen übrig ist –, dass wir dieses
Geld verplanen. Das ist absolut okay, dass wir das für dieses Jahr tun, damit die Regierung schnell handeln
kann. Das ist absolut okay. Aber wer von uns glaubt denn, dass die Krise im nächsten Jahr zu Ende ist?

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Keiner!)

Wir werden darüber reden müssen, dass dieses Sondervermögen auch noch mit Geld aufgestockt wird, und
das können Sie nicht einfach negieren.

(Unruhe DIE LINKE)

Und dass wir damit heute schon beginnen, das vorzutragen, das dürfen Sie uns ja wohl nicht übel nehmen.
Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus den Reihen der Abgeordneten habe ich jetzt keine weiteren
Wortmeldungen mehr vorliegen. Die Landesregierung wünscht das Wort. Herr Staatssekretär Schubert.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn man die Debatten in den letzten Stunden
und zwei Tagen hier verfolgt, geht es fast immer um das Thema „Energie“. Es ist klar, das betrifft uns alle,
auch im täglichen Leben. Deswegen ist das auch ganz normal, dass das jetzt eine Hauptrolle spielt. Es ist
auch viel darüber diskutiert worden, wo die Ursachen liegen, was eigentlich getan werden müsste, um sozu-
sagen zusätzliche Gewinne oder Übergewinne abzuschöpfen, um Preisdeckel einzuführen usw. All das sind
Dinge, die ich jetzt hier nicht wiederholen möchte, sondern ich möchte nur erwähnen, dass es vom Bund ja
mittlerweile drei Entlastungspakte gibt. Über die kann man jetzt auch streiten, wie gut oder schlecht die sind,
aber eins scheint der Fall zu sein: dass der Freistaat Thüringen mit 370 Millionen Euro bei den Steuermin-
dereinnahmen, die zu erwarten sind, erstmal schon mit dabei ist. Das alles muss man in der Debatte weiter
beachten, wenn zusätzliche Gelder verteilt werden sollen. Das ist vielleicht noch nicht das Ende der Fahnen-
stange, denn es sind ja weitere Maßnahmen angekündigt – Wohngeld, Heizungszuschüsse usw. Ob das al-
les ohne Beteiligung der Länder abgehen kann, muss man sehen. Dazu finden in den nächsten Tagen und
Wochen sicher Verhandlungen statt. Die Länder werden sich hier nicht vollkommen herausnehmen können.
Man kann nicht alles nur auf den Bund abwälzen, deswegen werden auch auf uns erhebliche Forderungen
zukommen. Vorhin gerade habe ich gerade in einem Vermerk gelesen, dass auch die Steuereinnahmen im
August in der Bundesrepublik erstmals wieder gesunken sind. Wir hatten natürlich in den ersten Monaten
gigantische Mehreinnahmen, aber auch da scheint die konjunkturelle Entwicklung nicht so zu sein, dass wir
jetzt üppige Steuereinnahmen in diesem und im nächsten Jahr – mehr als bisher berechnet – erwarten kön-
nen.

Zu den beiden Gesetzentwürfen: Wenn man – das ist sicherlich auch sinnvoll –auch in Thüringen Maßnah-
men ergreifen will, wenn man ganz speziell bestimmte Dinge mitfinanzieren will, ist die Umwidmung des Co-
rona-Sondervermögens sicherlich sinnvoll und auch relativ einfach machbar. An der Stelle muss ich noch
mal Herrn Bühl ansprechen, weil man das so nicht stehen lassen kann, dass die Landesregierung nicht ge-
handelt hätte, verzögert hätte, was das Corona-Sondervermögen angeht. Wie ich mich erinnere – das ist ja
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nun schon zwei Jahre her – haben wir damals den Gesetzentwurf als Landesregierung eingebracht und
gleichzeitig einen Wirtschaftsplan vorgelegt. Dass der im Ausschuss nicht relativ schnell beschlossen wer-
den konnte, lag aber nicht an der Landesregierung, sondern an den komplizierten Mehrheitsverhältnissen,
die hier vorliegen. Ehe dieser Plan das Licht der Welt erblickt hatte ... Trotzdem haben wir in der Zwischen-
zeit längst Auszahlungen vorgenommen, weil das Wirtschaftsministerium mit der TAB eine gute Lösung ge-
funden hat, die Bundeshilfen schnell an die Unternehmen auszuzahlen. Diesen Vorwurf, den Sie hier erho-
ben haben, kann ich so nicht stehen lassen. Den müssen wir doch ein Stück weit zurückweisen.

Dann habe ich mir noch mal den Gesetzentwurf der CDU angeguckt. Da sind ein paar Dinge drin, die jetzt
auch schon mal eine Rolle gespielt haben. Vielleicht soll aber an der Stelle noch mal erwähnt werden, dass
die so nicht ganz funktionieren können. Die genaue Aufteilung in bestimmte Prozente wirft die Schwierigkeit
voraus, dass wir gar nicht genau wissen, wie viel wir noch für die Pandemiebekämpfung ausgeben müssen.
Bisher sind ja in dem Sondervermögen alle Titel so mit Ausgabemöglichkeiten besetzt, dass sie den vorhan-
denen Mitteln im Sondervermögen entsprechen. Man müsste jetzt also dort Kürzungen vornehmen und eine
Verschiebung, wenn so was festgelegt wird – mit 15 und 85 Prozent. Das ist äußerst schwierig, das halte ich
nicht unbedingt für zielführend, dass man so einen Prozentsatz da festlegt und sich damit sozusagen bindet
und keine Veränderungen mehr in die eine oder andere Richtung vornehmen kann, wenn das notwendig ist.
Das ist das eine Problem.

Das andere ist auch schon von Herrn Dittes erwähnt worden, mit der einfachen gesetzlichen Regelung, dass
weitere Mittel im Jahr 2022 zugeführt werden können, kommen wir nicht weiter. Dazu brauche ich einen Aus-
gabetitel im Haushalt, den habe ich nicht. Ich muss ja im Landeshaushalt 2022 einen Ausgabetitel haben.
Das funktioniert nicht, dann brauchte man einen Nachtragshaushalt, den müsste die Landesregierung ein-
bringen. Darüber haben wir jetzt noch gar nicht geredet. Wenn das notwendig ist, kann man das sicher auch
machen. Aber das reicht überhaupt nicht. Das führt überhaupt nicht dazu, dass zusätzliche Mittel in 2022 in
das Sondervermögen zugeführt werden können. Und für 2023 reicht die Regelung so, wie das jetzt von den
Koalitionsfraktionen vorgeschlagen ist, aus. Sie können in den Haushaltsverhandlungen, wenn sie dafür eine
Deckung finden, sicher einen Titel einstellen, wo wir dem Sondervermögen Mittel zuführen. Damit habe ich
einen Ausgabetitel und der Wirtschaftsplan wird entsprechend angepasst als Einnahmetitel. So funktioniert
die ganze Sache. Das wäre eine Lösung, die man umsetzen kann. Dazu braucht man Ihre Formulierung
nicht, denn die suggeriert nur, es wäre relativ einfach, Mittel aus dem Landeshaushalt in das Sondervermö-
gen zu verlagern. Deswegen sollte das auf jeden Fall noch mal beraten werden.

Ansonsten hatte ich schon gesagt: Die Sache an sich ist eine Möglichkeit, um schnell auch wirklich Hilfen
leisten zu können. Mit überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben werden wir da nicht so richtig
weiterkommen, denn die Unabweisbarkeit und das Unvorhersehbare sind schwer zu definieren, wenn ich
nicht sozusagen eigene Ausgaben machen muss, die gesetzlich festgelegt sind, das ist schwierig. Im Einzel-
fall müsste man dann schauen, ob das an der Stelle funktionieren kann, aber so eine generelle Regelung,
dass alles über außerplanmäßige Ausgaben funktionieren kann, wo jetzt gerade Hilfebedarf da ist, das funk-
tioniert nicht. Also in dem Sinne ist der Weg ja vorgezeichnet. Wie das jetzt genau im Plenum weitergeht –
ich hoffe da auf eine schnelle Lösung, aber da muss man schauen, wie die Beratungen weitergehen, viel-
leicht finden ja gerade schon die ersten Gespräche jetzt dazu statt. Deswegen: Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD)
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Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Wir würden dann zur Abstimmung kommen. Ich habe jetzt mehrere Vor-
schläge in unterschiedliche Richtungen vernommen. Die, die wir hier abstimmen können, waren aus meiner
Sicht folgende: einmal der Antrag vom Abgeordneten Bühl, die Überweisung beider Gesetzentwürfe an den
Haushalts- und Finanzausschuss. Das ist richtig so – ja? Dann würden wir das jetzt zunächst abstimmen.
Wer also den Tagesordnungspunkt 7 a – Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hil-
fefondsgesetzes in der Drucksache 7/6298 – an den Haushalts- und Finanzausschuss überweisen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. Das ist der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen – für alle, die die
Drucksache nicht im Kopf haben. Das sind alle Fraktionen und Gruppen des Hauses. Gibt es Gegenstim-
men? Das kann ich nicht erkennen. Stimmenthaltungen? Das kann ich nicht erkennen. Damit ist der Über-
weisung an den Haushalts- und Finanzausschuss zugestimmt.

Wir kommen zum Antrag, das Zweite Gesetz zur Änderung des Thüringer Corona-Pandemie-Hilfefondsge-
setzes – den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in der Drucksache 7/6353 – an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss zu überweisen. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Auch das
sind alle Fraktionen und Gruppen des Hauses. Gibt es Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Die gibt es
nicht. Damit ist auch dieser Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.

Damit schließe ich die erste Beratung zu diesen Gesetzentwürfen und wir kommen jetzt zu Tagesordnungs-
punkt 3

Erstes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Verfassungsschutzge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5569 - Neufassung - 
ERSTE BERATUNG

Das Wort zur Begründung hat Abgeordnete Vogtschmidt gewünscht. Bitte schön.

Abgeordnete Vogtschmidt, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Parteien, der nun in der
Drucksache 7/5569 vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes be-
trifft ein eigentlich innenpolitisches Thema mit der Weiterfassung des Schwerpunkts auf spezielle parla-
mentsrechtliche Gesichtspunkte innerhalb des Gesetzes. Der Gesetzentwurf beinhaltet Regelungen der Zu-
sammensetzung bzw. der Besetzung der Parlamentarischen Kontrollkommission. Sie ist das mit Abgeordne-
ten des Thüringer Landtags besetzte Gremium mit der Aufgabe, die parlamentarische Kontrolle gegenüber
dem für den Verfassungsschutz zuständigen Ministerium und gegenüber dem Amt für Verfassungsschutz
bzw. dem Verfassungsschutz als staatliche geheimdienstliche Organisationsstruktur des Landes auszuüben.
Auch und gerade die Strukturen und Arbeit von Geheimdiensten benötigen eine wirksame parlamentarische
und damit demokratische Kontrolle. Das zeigen nicht zuletzt Vorgänge um den NSU in Thüringen und an-
derswo und die Ergebnisse diverser Untersuchungsausschüsse zu diesem NSU-Komplex, auch die des
Thüringer Landtags.
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